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Aus dem Inhalt

Neuigkeiten in der
Lohnverrechnung 2025

–

Unternehmensüber-
tragung in der Familie

–

Mantelkauf durch Ein-
setzung einer faktischen 
Geschäftsführung

–

Umsatzsteuerzinsen

–

USt-Steuerschuld bei
betrügerischer Rech-
nungsausstellung

–  f e b r u a r  –

EIN BLICK IN DIE VERGANGENHEIT
UND DIE LEHREN FÜR DIE ZUKUNFT 
In einer Zeit zunehmender gesellschaftlicher und politischer Veränderungen gewinnt der 
Rückblick in die Geschichte an Bedeutung. Die Vergangenheit aber auch die Gegenwart 
zeigen uns, wie wichtig es ist, gesellschaftliche Polarisierung kritisch zu hinterfragen.

Bereits vor einem Jahr wurde das Thema Demokratie im ECA Monat 02/2024 unter dem 
Titel „Demokratie ist ein Wort mit Bedeutung“ diskutiert. Heute ist klar, wie zeitgemäß 
und bedeutend diese Debatte weiterhin ist. Entwicklungen in verschiedenen Ländern 
verdeutlichen die Wichtigkeit der gesetzlichen Verankerung und Umsetzung von Werten 
wie Meinungsfreiheit, Transparenz und der Trennung von Gesetzgebung, Verwaltung und 
Gerichtsbarkeit für ein freies und selbstbestimmtes Leben des Menschen.

Neben der Politik sind auch Wirtschaft und Gesellschaft in der Verantwortung für den Erhalt 
der Demokratie. Unternehmen und Institutionen spielen eine entscheidende Rolle dabei, 
Stabilität und Fortschritt zu sichern. Investitionen in Bildung und Innovation, eine gerechte 
Wirtschaftspolitik und die Wahrnehmung sozialer Verantwortung jedes Einzelnen sind 
wichtige Ansätze, um den Herausforderungen der Gegenwart zu begegnen und eine stabile 
Grundlage für die Zukunft zu schaffen.

Seien wir zuversichtlich und setzen wir alles daran, dass der ECA Monat 02/2026 auf ein 
Jahr zurückblicken lässt, in dem aus der Vergangenheit und der aktuellen Gegenwart die 
richtigen Lehren zum Wohle der Menschen gezogen wurden.
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verpflichtet, Auskunft über bereits verwirklichte oder noch 
nicht verwirklichte Sachverhalte in inhaltlichen Zusammen-
hang mit dem zu übertragenden (Teil-)Betrieb zu erteilen. Die-
se Zusammenarbeit soll zu einer erhöhten Rechtssicherheit für 
den Antragsteller führen.

Anträge auf Begleitung der Unternehmensübertragung kön-
nen bereits seit 1.1.2025 gestellt werden.

> Hinweis:

In der Praxis erfordert die Unternehmensübertragung inner-
halb der Familie eine frühzeitige und sorgfältige Planung, um 
sowohl rechtliche als auch steuerliche Fallstricke zu vermei-
den. Wichtige Aspekte sind eine klare Nachfolgeregelung, 
die Berücksichtigung familiärer Interessen und eine trans-
parente Kommunikation zwischen den Beteiligten. Wir emp-
fehlen Ihnen daher eine umfassende Beratung durch einen 
Steuerberater, um den Übergabeprozess rechtssicher und 
zukunftsorientiert zu gestalten.

Mantelkauf durch Einsetzung einer 
faktischen Geschäftsführung

Ein Mantelkauf liegt auch dann vor, wenn der bisherige alleinige 
Geschäftsführer formal seine Stellung behält, faktisch aber nicht 
mehr tätig wird. Die Verlustvorträge des erworbenen Unterneh-
mens gehen damit verloren.

Der Mantelkauf kann als entgeltliche Übertragung von „lee-
ren Hülsen“, insbesondere von Gesellschaftsanteilen an Kapi-
talgesellschaften, die ihre wirtschaftliche Tätigkeit eingestellt 
haben und von der nur mehr ihre Verlustvorträge übrig sind, 
beschrieben werden. Er ist insbesondere für Unternehmen von 
Bedeutung, die durch die Übernahme von Verlustvorträgen ei-
ner anderen Gesellschaft Steuervorteile erzielen möchten. Ver-
lustvorträge sind die kumulierten Verluste der Vorjahre, die in 
Folge von den Gewinnen abgezogen werden können, und so die 
steuerliche Bemessungsgrundlage reduzieren.

Strenge gesetzliche Regelungen
Da dieser Vorgang jedoch mit erheblichen Missbrauchsrisiken 
verbunden ist, unterliegt er strengen gesetzlichen Regelungen. 
Die Verlustvorträge stehen nämlich ab jenem Zeitpunkt nicht 
mehr zu, ab dem die Identität des Steuerpflichtigen infolge 
einer wesentlichen Änderung der organisatorischen und wirt-
schaftlichen Struktur im Zusammenhang mit einer wesent-
lichen Änderung der Gesellschafterstruktur auf entgeltlicher 
Grundlage nach dem Gesamtbild der Verhältnisse wirtschaft-
lich nicht mehr gegeben ist. Damit soll verhindert werden, 
dass ein Unternehmen eine andere Gesellschaft bloß deshalb 
erwirbt, um deren Verlustvorträge für sich geltend zu machen.

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs
Ausgangspunkt einer diesbezüglichen Entscheidung des Ver-
waltungsgerichtshofs (VwGH) war die B-GmbH, die bis 1999 
mit dem Betrieb von Kraftwerken tätig war und Verlustvorträ-
ge angehäuft hatte. Zum 31.12.2003 erwarb die X-GmbH um 
EUR 1,00 die alleinige Beteiligung an der B-GmbH und änderte 
deren Unternehmensgegenstand in die technische Beratung.  

Die seit 1990 bestellte Geschäftsführerin der B-GmbH behielt 
ihre Funktion, wirkte aber nicht mehr aktiv am operativen Ge-
schäft mit, vielmehr wurden die Geschäfte von Organen der X-
GmbH abgewickelt. Dadurch trat laut Finanzamt eine wesent-
liche Änderung der organisatorischen Gesellschafterstruktur 
ein, was zu einem Abzugsverbot der Verlustvorträge führte.

Tatsächliches Wirken in der Geschäftsführung
entscheidend
Der VwGH bestätigte erneut, dass eine wesentliche Änderung 
der organisatorischen Struktur vorliegt, wenn alle oder die 
überwiegende Mehrheit der Mitglieder der Geschäftsführung 
in einem Zug oder sukzessive ersetzt werden. Dabei ist die 
wirtschaftliche Betrachtungsweise anzuwenden und auf das 
tatsächliche Wirken in der Geschäftsführung abzustellen. Wird 
eine Organstellung nur formal beibehalten, während die fak-
tische Geschäftsführung wechselt, bewirkt dies eine wesent-
liche Änderung der organisatorischen Struktur in der Gesell-
schaft.

Damit bestätigte der VwGH die bisherige Sicht der Finanz-
verwaltung. Ein bloß formales Beibehalten der Geschäftsfüh-
rungsbefugnisse kann die Wirkung des Mantelkaufs nicht ver-
hindern. Es liegt also ein Mantelkauf auch dann vor, wenn der 
bisherige alleinige Geschäftsführer formal seine Stellung be-
hält, faktisch aber nicht mehr tätig wird, sondern die tatsäch-
lichen operativen Geschäfte von anderen Personen ausgeübt 
werden. Im Ergebnis stehen die Verlustvorträge der B-GmbH 
der X-GmbH nicht zu.

> Hinweis:

Die Vermeidung eines Mantelkaufs erfordert sorgfältige Pla-
nung und Prüfung, insbesondere um steuerliche und gesell-
schaftsrechtliche Risiken zu minimieren. Sollten Sie daher 
den Erwerb eines Unternehmens mit Verlustvorträgen in 
Erwägung ziehen, empfehlen wir Ihnen die frühzeitige und 
umfassende Beratung, um potenzielle Fallstricke zu identifi-
zieren und sicherzustellen, dass der Kauf des Unternehmens 
nicht als missbräuchlich eingestuft wird. Transparenz und 
eine fundierte Dokumentation können dabei helfen.

Umsatzsteuerzinsen

Auch Nachzahlungen und Gutschriften aufgrund von Umsatz-
steuerbescheiden oder Umsatzsteuervoranmeldungen (UVA) 
können seit 2022 zu Verzinsungen führen. Die Umsatzsteuer-
zinsen betragen nun ebenfalls 4,53 %. Sie werden erst ab einem 
Betrag von EUR 50,00 festgesetzt.

Im Falle von Gutschriften beginnt die Verzinsung ab dem 91. 
Tag nach Einreichung der Jahreserklärung bzw. nach Einrei-
chung der Voranmeldung (bei UVA) und endet mit Bescheidbe-
kanntgabe bzw. Verbuchung des Überschusses (bei UVA).

Kommt es zu einer Nachforderung, beginnt die Verzinsung aus 
einem Jahresbescheid mit Oktober des Folgejahres und endet 
mit der Bescheidbekanntgabe. Bei verspäteter Abgabe einer 
UVA, die eine Nachzahlung ausweist, beginnt die Verzinsung 
ab dem 91. Tag der Fälligkeit (in der Regel der 15. des zweitfol-
genden Monats) und endet mit Einlangen der Voranmeldung.

Neuigkeiten in der Lohnverrechnung 
2025

Mit Beginn des Jahres 2025 sind Anpassungen beim Fahrtkos-
tenersatz, beim Kilometergeld und bei den Regelungen für ar-
beitsplatznahe Kleindienstwohnungen in Kraft getreten.

Fahrtkostenersatzverordnung
Die neue Fahrtkostenersatzverordnung ermöglicht es Arbeit-
gebern, die Fahrtkosten für Dienstreisen eines Arbeitnehmers 
nicht nur in Höhe des tatsächlichen Fahrscheinpreises zu erset-
zen, sondern alternativ auch durch

• einen pauschalen Beförderungszuschuss, bei dem für die ers-
ten 50 km EUR 0,50 pro Kilometer, für die nächsten 250 km 
EUR 0,20 pro Kilometer und für darüberhinausgehende Kilo-
meter EUR 0,10 pro Kilometer gewährt werden, 

• oder einen Ersatz der fiktiven Kosten für das günstigste öffent-
liche Verkehrsmittel, beispielsweise ein ÖBB-Ticket 2. Klasse.

Für beide Alternativen gilt ein steuerfreier Höchstbetrag von 
EUR 2.450,00 pro Kalenderjahr. Diese Regelungen für beruflich 
veranlasste Reisen sind nicht nur laufend in der Personalver-
rechnung, sondern auch im Rahmen der Arbeitnehmerveranla-
gung des Arbeitnehmers anwendbar.

Kilometergeldverordnung
Die neue Kilometergeldverordnung betrifft die Geltendma-
chung von Werbungskosten in der Arbeitnehmerveranlagung 
sowie Betriebsausgaben für Selbständige. Die festgelegten 
Kilometersätze sind ident mit jenen Beträgen, die ab 1.1.2025 
auch in der Personalverrechnung für die maximale Steuerbe-
freiung maßgeblich sind, nämlich EUR 0,50 pro Kilometer für 
bis zu maximal 30.000 km im Kalenderjahr.

Sachbezugswerteverordnung
Durch eine Novelle der Sachbezugswerteverordnung kommt es 
zu Erleichterungen bei der abgabenrechtlichen Begünstigung 
von kleinen arbeitsplatznahen Dienstwohnungen, die vom Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellt werden:

• Der Grenzwert für eine sachbezugsbefreite Wohnung wird 
von 30 m² auf 35 m² erhöht. 

• Die Größe der Wohnung, für die ein 35%-Abschlag vom Sach-
bezugswert möglich ist, wird von 40 m² auf 45 m² erhöht, wenn 
die arbeitsplatznahe Unterkunft durchgehend maximal zwölf 
Monate vom selben Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wird.

Zudem sind bei Dienstwohnungen, die von mehreren Arbeit-
nehmern gemeinsam genutzt werden, die Gemeinschafts-
räume zur Beurteilung der genannten Quadratmetergrenzen 
künftig nicht mehr jedem Arbeitnehmer voll, sondern nur noch 
anteilig zuzurechnen.

> Hinweis:

Diese Anpassungen in der Lohnverrechnung traten mit 
1.1.2025 in Kraft und erfordern eine sorgfältige Umsetzung 
durch Arbeitgeber und Personalverantwortliche. Es empfiehlt  
sich, die internen Prozesse entsprechend anzupassen und die 
Mitarbeiter über die neuen Regelungen zu informieren, um 
eine korrekte und effiziente Abwicklung sicherzustellen.

Unternehmensübertragung
in der Familie

Die Unternehmensübergabe innerhalb der Familie stellt einen 
zentralen Aspekt der Nachfolgeplanung dar. Der Gesetzgeber 
hat mit dem Grace-Period-Gesetz Erleichterungen für Betriebs-
übergaben im Familienverband geschaffen.

Eine Unternehmensnachfolge liegt vor, wenn ein lebendes Un-
ternehmen den Eigentümer wechselt. Dabei werden materielle 
Werte, wie etwa Maschinen oder Warenlager übernommen, 
aber auch immaterielle Werte wie der Kundenstock, Lizenzen, 
Arbeitsverträge oder Aufträge. Die Übernahme kann auf ver-
schiedene Arten passieren, etwa durch Kauf, Pacht, Schenkung 
oder Erbschaft.

Auch aus steuerlicher Sicht kann eine Unternehmensübertra-
gung unterschiedlich gestaltet sein. Je nachdem, wie der Be-
trieb übergeben wird, kann eine entgeltliche oder eine unent-
geltliche Übertragung vorliegen.

Begleitung des Übergabeprozesses
durch die Abgabenbehörde
Das Grace-Period-Gesetz führt nun die Möglichkeit ein, während 
des Übergabeprozesses durch die Abgabenbehörde begleitet zu 
werden. Dadurch werden diesbezügliche Hürden abgebaut und 
den Beteiligten mehr Rechtssicherheit geboten. Die Begleitung 
einer Unternehmensübergabe ist auf Antrag möglich, wenn 
eine natürliche Person einen (Teil-)Betrieb oder einen Mitunter-
nehmeranteil an einen Angehörigen übertragen möchte. Das 
Gesetz bringt demnach Erleichterungen für Familienunterneh-
men und entspricht damit dem Umstand, dass rund zwei Drittel 
aller Unternehmensübergaben im Familienverband geschehen.

Übertragung des Unternehmens
innerhalb von zwei Jahren
Der Antrag kann ausschließlich von natürlichen Personen, die 
Unternehmer sind, gestellt werden, wenn sie Einzelunterneh-
mer oder an Personen- oder Kapitalgesellschaften in einem 
größeren Ausmaß beteiligt oder zur Geschäftsführung berufen 
sind. Der Antragsteller hat dabei zu erklären, dass eine Übertra-
gung des Unternehmens innerhalb von zwei Jahren ab Antrag-
stellung an einen oder mehrere Personen aus seinem Angehö-
rigenkreis erfolgen soll. Im Fall einer in den letzten fünf Jahren 
vor Antragstellung verhängten Strafe wegen eines Finanzverge-
hens führt dies zum Ausschluss von der begleitenden Kontrolle.

Außenprüfung des Finanzamts
Das Finanzamt Österreich prüft das Vorliegen der Vorausset-
zungen und führt anschließend eine Außenprüfung durch. 
Diese Außenprüfung umfasst die letzten drei Jahre vor Antrag-
stellung, falls dafür noch keine Außenprüfung stattgefunden 
hat. Eine Prüfung von Lohnabgaben und Beiträgen wird nicht 
durchgeführt. Weiters unterliegen sowohl der Antragsteller 
als auch das Finanzamt während dem Prüfungszeitraum er-
weiterten Pflichten. Der Antragsteller hat sämtliche Sachver-
halte offenzulegen, die für die Übertragung des (Teil-)Betriebes 
von Relevanz sind. Auf der anderen Seite trifft das Finanzamt 
eine erhöhte Auskunftspflicht. Das Finanzamt Österreich ist  
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USt-Steuerschuld bei betrügerischer Rechnungsausstellung

Arbeitgeber trifft eine Sorgfaltspflicht, wenn Arbeitnehmer im 
Namen und auf Rechnung ihrer Arbeitgeber Rechnungen aus-
stellen. Verletzt der Arbeitgeber diese Sorgfaltspflicht, kann ihm 
das betrügerische Handeln seines Arbeitnehmers zugerechnet 
werden, sodass der Arbeitgeber die in den Rechnungen ausge-
wiesene Umsatzsteuer (USt) schuldet.

Dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) lag folgender Anlass-
fall vor: Eine Gesellschaft betrieb eine Tankstelle, die von einer 
Arbeitnehmerin der Gesellschaft geleitet wurde. Die Arbeit-
nehmerin stellte im Namen der Gesellschaft Rechnungen aus, 
in denen ein Umsatzsteuerbetrag von rund EUR 319.000,00 
ausgewiesen war. Allerdings gab es keinen tatsächlichen 
Leistungsaustausch und die Rechnungen wurden ohne Zustim-
mung oder Wissen der Geschäftsführung ausgestellt. Das Ziel 
war offenbar, den Empfängern der Rechnungen unrechtmäßige 
USt-Erstattungen bzw. Vorsteuerabzüge zu ermöglichen. Die 
Arbeitnehmerin hatte zwar die Befugnis, Rechnungen auszu-
stellen, tat dies jedoch eigenmächtig und betrügerisch.

Nach einer Steuerprüfung setzte die zuständige Behörde die 
von der Gesellschaft geschuldete USt mittels Bescheid fest. 
Im Rahmen des Rechtsmittelverfahrens gegen den Bescheid 
wurde der EuGH befragt, ob der Arbeitgeber für die USt verant-
wortlich gemacht werden kann, wenn ein Mitarbeiter ohne das 
Wissen und die Zustimmung des Arbeitgebers falsche Rech-
nungen ausstellt, und ob dem Arbeitgeber eine Verletzung sei-
ner Aufsichtspflichten vorgeworfen werden kann.

Entscheidung des EuGH
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) stellte klar, dass derjenige, 
der eine Rechnung mit ausgewiesener Umsatzsteuer ausstellt, 
diese auch schuldet – unabhängig davon, ob er schuldhaft ge-

handelt hat. In diesem Fall stellte sich jedoch die Frage, ob die 
Gesellschaft selbst als Steuerschuldner in Frage kommen kann, 
wenn die Rechnung ohne ihr Wissen und ohne ihre Zustim-
mung ausgestellt wurde. Diesbezüglich betonte das Gericht, 
dass es gegen das Ziel der Bekämpfung von Steuerbetrug lau-
fen würde, jemandem eine Steuerpflicht aufzuerlegen, dessen 
USt-Identifikationsdaten betrügerisch verwendet wurden. Aus 
diesem Grund kommt der tatsächliche Rechnungsaussteller – 
hier die Arbeitnehmerin – als Steuerschuldner in Frage, selbst 
wenn er kein Steuerpflichtiger ist.

Die eigentliche Bedeutung des vorliegenden Urteils liegt in der 
Frage der Verantwortlichkeit des Arbeitgebers. Der EuGH ent-
schied, dass Arbeitgeber eine Sorgfaltspflicht gegenüber ihren 
Angestellten haben, wenn diese im Name des Arbeitgebers Rech-
nungen ausstellen dürfen. Wird diese Pflicht verletzt, etwa durch 
mangelnde Aufsicht, kann dem Arbeitgeber das Handeln des Mit-
arbeiters zugerechnet werden, sodass der Arbeitgeber die USt in 
den Rechnungen schuldet. Der EuGH erklärte, dass Arbeitgeber 
alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen müssen, um zu verhin-
dern, dass ihre Mitarbeiter in Steuerbetrug verwickelt werden.

> Fazit:

Die Entscheidung macht deutlich, dass Arbeitgeber eine um-
fassende Verantwortlichkeit und Sorgfaltspflicht im Zusam-
menhang mit Handlungen ihrer Mitarbeiter tragen – ins-
besondere dann, wenn ein Mitarbeiter dafür zuständig ist, 
im Namen und auf Rechnung seines Arbeitgebers USt-Rech-
nungen auszustellen. Wird diese Sorgfaltspflicht verletzt, 
können Arbeitgeber für die entstehende Steuerforderung 
haftbar gemacht werden, auch wenn sie von den betrüge-
rischen Handlungen ihrer Mitarbeiter nichts wussten.

Waasenplatz 1 | 8700 Leoben
Hauptplatz 18 | 8720 Knittelfeld 
Tel. +43 (0)5 7466 | office@eca-steiermark.at

haingartner und pfnadschek
S t e u e r b e r a t u n g  G m b H

> www.eca-steiermark.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe

www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.
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